
Ich gebe betreffend des Beweisbeschlusses die folgende 

GEGENVORSTELLUNG 

ab mit dem Antrag, den Beweisbeschluss abzuändern in eine Formulierung wie folgt: 

1. Welche Belastungen und welche Vorteile sind für das psychische, physische oder 

seelische Wohl des Kindes/der Kinder xxx zu erwarten, wenn der Aufenthalt dauerhaft 

zur/zum Vater/Mutter wechselt oder bei der Mutter / dem Vater verbleibt? 

2. Welche Faktoren werden voraussichtlich in welcher Intensität bei Übertragung des 

Sorgerechts auf einen Elternteil jeweils vorteilhaft oder belastend auf die gesunde 

sowie psychisch und emotionale Entwicklung des Kindes/der Kinder wirken? 

3. Gibt es oder gab es Kommunikationsstörungen zwischen den Eltern? Wenn ja, wie 

wirken sich diese auf das Kind/die Kinder aus? 

4. Welche Faktoren werden voraussichtlich in welcher Intensität bei Übertragung des 

Sorgerechtes auf einen Elternteil jeweils 

a) vorteilhaft oder belastend auf die gesunde sowie psychisch und emotionale 

Entwicklung des Kindes/der Kinder wirken 

b) vorteilhaft oder belastend auf die schulische Ausbildung des Kindes/der Kinder 

wirken 

c) vorteilhaft oder belastend auf die Beziehung des Kindes/der Kinder zu dem jeweilig 

anderen Elternteil und der Schwester wirken? Lässt sich dabei feststellen, dass die 

Beziehung zu bestimmten Personen für die Entwicklung und Gesundheit des 

Kindes/der Kinder in positiver oder negativer Art von besonderer Bedeutung ist? 

5. Gibt es Hinweise auf Manipulationen von Personen auf das Kind/die Kinder, und 

wenn ja, wie sind diese gutachterlich zu bewerten? 

Die Formulierung ist in Anlehnung an Bergmann in FamRB 9/2016, S. 364ff. gewählt. Nur 

dieser Beweisantrag bestimmt zureichend genau den Tätigkeitsbereich des Sachverständigen, 

ohne diesem die richterliche Entscheidungsfindung per se zu übertragen. Die vom Gericht 

gewählte Beweisfrage stellt ausschließlich auf die Rechtsfragen ab und ist daher unzulässig. 

Rechtsfragen muss das Gericht selbst beantworten, insbesondere welche Regelung dem 

Kindeswohl am besten entspricht. Ein solches Gutachten, das hierauf basiert, wäre per se 

unverwertbar (Bergmann aaO). Daran ändert auch nichts die notwendige Umsetzung der 

Rechtlichen in die psychologische Fragestellung gem. der Qualitätsstandards für 

familienpsychologische Gutachten. 

 


